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Klimagipfel

Bali: Fahrplan gesucht

Jan Jessen

KLIMAWANDEL. Heute beginnt auf Bali, der „Insel der Götter”, die Kyoto-Nachfolgekonferenz. Vor einer schwierigen Einigung.
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Ab heute schaut die Welt nach Bali. Auf der indonesischen „Insel der Götter" treffen sich zehntausend Vertreter aus 192 Staaten der Erde um über das zweifelsohne wichtigste langfristige Menschheitsproblem zu diskutieren: Die Frage, wie der menschengemachte Klimawandel einigermaßen in den Griff zu bekommen ist. 

Klar ist: Gestoppt werden kann der globale Temperaturanstieg nicht mehr; das haben der im November vorgestellte „Synthesebericht" des Weltklimarates und andere Klima-Studien eindrucksvoll gezeigt. Insbesondere die Menschen in den ärmeren Ländern der Welt werden in den nächsten Jahrzehnten mit einer Zunahme von Überschwemmungen, Dürren und „extremen Wetterereignissen" zu kämpfen haben. 

So wie bisher, geht es nicht weiter 

Es geht in Bali nur darum, diesen Anstieg der globalen Durchschnittstemperatur bis zum Jahr 2100 in einem für die Menschheit einigermaßen verträglichen Rahmen zu halten, einem Anstieg von etwa zwei Grad Celsius im Vergleich zur vorindustriellen Zeit. Dazu muss sich die Menschheit auf einen Weg verständigen, wie in den kommenden Jahren der weltweite Ausstoß von Treibhausgasen, insbesondere des durch die Verbrennung von Kohle und Erdöl entstehenden Kohlendioxids, deutlich reduziert werden kann. Nach Ansicht des Weltklimarates ist bis 2050 eine Reduzierung von 50 Prozent nötig, um die Zwei-Prozent-Zielmarke zu erreichen. 

Klar ist auch: Die Delegierten werden sich auf Bali nicht auf einen Nachfolgevertrag des Kyoto-Protokolls von 1s997 einigen, in dem sich die Industriestaaten verpflichteten, ihre Treibhausgas-Emissionen bis 2012 um fünf Prozent zu reduzieren. Allenfalls wird am Ende der zweiwöchigen Verhandlungen ein Fahrplan stehen, mit dem Ziel, bei der Weltklimakonferenz 2009 in Kopenhagen einen solchen Vertrag zu verabschieden. 
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Schon die Einigung auf diesen Fahrplan wird schwierig genug. In den Industrieländern herrscht weitgehend Konsens, dass dringender Handlungsbedarf besteht; selbst in den USA und Australien, die das Kyoto-Protokoll nicht unterzeichnet haben, scheint die Erkenntnis zu reifen, dass es so wie bisher nicht weitergeht. So mahnte US-Außenministerin Condoleezza Rice jüngst langfristige, globale Ziele zur Reduzierung der Treibhausgase an, ohne allerdings Vorgaben zu nennen. Ein ernsthaftes Engagement der USA wird allerdings erst für die Zeit nach der nächsten Präsidentschaftswahl, also dem Ende der Ära Bush, erwartet. 

Zähe diplomatische Verhandlungen stehen insbesondere mit den Schwellenländern wie China, Brasilien und Indien sowie den Entwicklungsländern an. Diese wollen dem Klimaschutz nicht ihr wirtschaftliches Wachstum opfern und sehen die Industriestaaten als Hauptverursacher des Klimawandels in der Pflicht. Die Chinesen, die im nächsten Jahr die USA als größten Treibhausgas-Emittenten ablösen werden - wobei der Pro-Kopf-Ausstoß noch weit unter dem der meisten Industriestaaten liegen wird - haben im Vorfeld von Bali schon deutlich gemacht, dass sie bindende Ziele für den Klimaschutz ablehnen. Sie fordern wie auch die G77, die größte Gruppe der Entwicklungsländer, von den Industriestaaten technologische und finanzielle Hilfe für den Klimaschutz. Die Organisation der erdölproduzierenden Länder (Opec) hat sich bei ihrem jüngsten Gipfel ebenso nur auf schwammige Aussagen zum Klimaschutz („die Erderwärmung ist eine langfristige Herausforderung") einigen können, wie die südostasiatische Staatengemeinschaft Asean, die sich bei ihrem Gipfeltreffen im November lediglich darauf verständigen konnte, bis 2020 mindestens zehn Millionen Hektar Wald zu pflanzen. 

Bis dahin will die Europäische Union den Treibhausgas-Ausstoß ihrer Mitgliedsländer um 30 Prozent reduzieren, allerdings nur, wenn sich die anderen Industrienationen ebenfalls zu ähnlichen Zielmarken durchringen können. Das wurde beim EU-Gipfel im Frühjahr beschlossen. 

Deutschland reist als Klimastreber nach Bali: Die Bundesregierung will bis 2020 eine Reduzierung der Treibhausgase um 40 Prozent erreichen. Dazu wird das Bundeskabinett am Mittwoch das umfangreiche Klimapaket verabschieden, das unter anderem ein flächendeckendes Sanierungsprogramm für Altbauwohnungen und den Ausbau erneuerbarer Energien vorsieht. 

Angela Merkels Videobotschaft 

Damit wolle man, so Bundeskanzlerin Angela Merkel in einer Videobotschaft, zeigen, „was Deutschland für den Klimaschutz tut". Ob das reicht, die anderen Nationen der Erde von der Notwendigkeit des Klimaschutzes zu überzeugen, wird sich in den kommenden Tagen auf der Insel der Götter zeigen - sehr wahrscheinlich ist es nicht. (NRZ)

Kommentar aus dem Forum „Der Westen.de“
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Ein Land, dass über 20 neue Kohlekraftwerke plant und gleichzeitig aus der Atomenergie aussteigt ist kein Klimastreber, sondern macht sich international nur unglaubwürdig. 

CO2-Reduktion um 40% bis 2020! Einfach nur lächerlich!

# von anaheim, am 03.12.2007 um 12:05 

Der Westen.de
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Asien will Wachstum vor allem mit Klimakiller Kohle anheizen

Nusa Dua. Kohle ist Gift für das Klima. Die Verbrennung produziert jede Menge Treibhausgase und beschleunigt den Klimawandel. Kohle ist nach Öl die zweitgrößte Quelle für Kohlendioxid-Emissionen. Doch ist Kohle auch die billigste Energiequelle der Welt.
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Von einer Debatte über den Kohleausstieg wie in Deutschland kann deshalb weltweit nicht die Rede sein, im Gegenteil: Das US-Energieministerium schätzt, dass der Bedarf bis 2030 noch um 74 Prozent steigt. «Fossile Brennstoffe werden weiter die Triebkraft des Wirtschaftswachstums sein», stellte der Chef des Weltklimasekretariats, Yvo de Boer, bei der Weltklimakonferenz auf Bali am Montag nüchtern fest. 

Die USA und China, in absoluten Zahlen die größten Klimasünder der Welt, sind auch die größten Kohleproduzenten und -konsumenten. China fördert im Jahr nach Angaben des Weltkohleverbandes 2,4 Milliarden Tonnen, gefolgt von den USA mit 990 Millionen Tonnen und Indien mit 427 Millionen Tonnen. In den USA, schätzt das Ministerium, wird der Kohleverbrauch bis 2030 um gut 50 Prozent stiegen, in Asien, mit China und Indien, wird er sich sogar mehr als verdoppeln. 

«Kohle ist der Motor des Wirtschaftswachstums in aller Welt gewesen und wird in diesem Jahrhundert auch weiter ein wichtiges Element für Energie-Sicherheit, Wirtschaftswachstum, Armutsbekämpfung in vielen Ländern der Erde bleiben», stellte der Chef des Weltkohle- Instituts, Milton Catelin, im Oktober in London fest. 

Für die Asiaten ist keine Alternative zur Kohle in Sicht. In Vietnam steigt der Strombedarf jedes Jahr um 15 bis 20 Prozent. Sieben Kohlekraftwerke sind geplant. Die Philippinen wollen mehr Energie aus Kohle produzieren, ebenso Malaysia, Indonesien und Taiwan. In den Schatten gestellt werden diese Pläne allerdings von Indien und China. Beide haben riesige Kohlevorkommen und planen, sie zu nutzen. 200 neue Kohlekraftwerke sind in den nächsten zehn Jahren geplant. China will sogar 500 neue Kraftwerke bauen. 
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Dichter Rauch steigt aus einem Kohlekraftwerk in Xining in China. Foto: dpa.

Alles kein Problem, sagt der Weltkohleverband. «Saubere Kohle» ist das Zauberwort. Das klimaschädigende Kohlendioxid aus den Abgasen von Kraftwerken könne unter der Erde gespeichert werden. Die Technik steckt jedoch noch in den Kinderschuhen. Der Stromkonzern Vattenfall hat in diesem Jahr im brandenburgischen Spremberg mit dem Bau des weltweit ersten Kohlekraftwerks begonnen, dessen CO2 wieder im Untergrund verschwinden soll. Der größte US-Kohlekraftwerksbetreiber American Electric Power will eine Anlage 2011 in Betrieb nehmen. Die CO2-Emissionen könnten damit um 80 bis 90 Prozent gesenkt werden, sagt der Verband. 

Auch Australien, der größte Kohleexporteur der Welt, setzt auf «saubere Kohle». Das Land profitiert vom Asienboom und will auf das lukrative Geschäft nicht verzichten. Der Kohle-Abbau sichert 28 000 Arbeitsplätze. Die gerade gewählte Labor-Regierung mit Premierminister Kevin Rudd ist zwar dem Kyoto-Protokoll beigetreten. Doch setzt auch er auf Kohle. Er hat mehr als 350 Milliarden Euro für die Erforschung «sauberer Kohle» versprochen. 

Für Umweltschützer ist der Ausdruck ein Widerspruch an sich. «Der Mythos "saubere Kohle" ist ein Alptraum», stellt der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) fest. Die Lagerung sei teuer, und für die Mengen an CO2, die gespeichert werden müssten, gebe es gar nicht genügend erforschte Lagerstätten auf der Welt. Vielmehr solle das Geld sofort in erneuerbare Energien investiert werden. Dafür ist aber in den Entwicklungsländern kein Geld vorhanden. 

«Indien steht unter Druck in der Klimawandel-Diskussion, aber das lässt die Leute hier völlig kalt», sagt der indische Energieexperte Sudha Mahalingam. «Es funktioniert einfach nicht, ihnen zu sagen: eure Hütten bleiben dunkel, damit ihr frische Luft atmen könnt.» Der indische Ministerpräsident Manmohan Singh hat gerade beim Asien- Gipfel in Singapur klar gemacht, wie er die Sache sieht: erstens müssten die Treibhausgas-Emissionen pro Kopf berechnet werden, und zweitens müsse für jeden Menschen auf der Welt der gleiche Grenzwert gelten. Im Moment produziert jeder Amerikaner statistisch fast 20 Tonnen Emissionen, jeder Inder eine Tonne. (dpa) 

Von Christiane Oelrich 
WAZ 
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Klimaschutz-Konferenz

Die Schatzinsel

Jürgen Polzin
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Essen. Wie geht es weiter mit dem globalen Klimaschutz? Auf Bali beginnt die Weltklimakonferenz, die das Fundament für ein neues Abkommen legen soll. Die Zeit drängt, die Positionen liegen weit auseinander.

Mit einer Prise Esoterik wird aus der Weltklimakonferenz, die am Montag auf der indonesischen Insel Bali beginnt, ein außergewöhnliches Arbeitstreffen. Es ist die 13. Konferenz der Klimadiplomaten, und als Ort erwählten die UN die Insel der Götter und Geister. Ein bisschen außer der Reihe sind die großen Umweltkonferenzen tatsächlich. Doch diese hat es in sich. 

Auf Bali geht es vor allem um Zeit. 2012 endet das einzige völkerrechtlich verbindliche Klimaschutzabkommen, das Kyoto-Protokoll. Damit keine Lücke im internationalen Klimaschutz entsteht, muss der Vertragstext des neuen Abkommens bis 2009 stehen. Denn um es in Kraft zu setzen, muss es von den Parlamenten der Unterzeichnerstaaten angenommen werden. Das aber kann mitunter Jahre dauern, wie die schwere Geburt des Kyoto-Papiers zeigt. Zeit, die sich die Welt angesichts des schnell fortschreitenden Klimawandels nicht leisten könne, heißt es im jüngsten Weltklimareport. 

Mit dem ersten Konferenztag beginnt das große Feilschen auf dem Klimabasar, auf dem sich 130 Energie- und Umweltminister sowie rund 10.000 weitere Teilnehmer tummeln. Doch wer handelt worüber? 

Bali: Der Auftrag 

Die EU: Laut, aber faul Europa ist der lauteste Händler auf dem Klimabasar. Die EU reist mit einem acht-Punkte-Paket an. Die zentrale Aussage ist das Erreichen des Zwei-Grad-Ziels: Um den Anstieg der Temperaturen in diesem Jahrhundert auf zwei Grad zu beschränken, sollen die Emissionen bis 2050 halbiert werden. Die EU legt vor: Bis 2020 sollen die CO2-Emissionen in Europa um 20 Prozent gesenkt werden. Ziehen andere Industriestaaten mit, will die EU 30 Prozent einsparen. Das Problem Europas ist die Glaubwürdigkeit: Bei den geltenden Kyoto-Vorgaben (minus 8 Prozent) liegt die EU derzeit weit ab vom Kurs. 

Deutschland: Weltmeister Deutschland ist Vorreiter. Bundesumweltminister Sigmar Gabriel (SPD) will mit der Zusage Deutschlands, 40 Prozent CO2 bis 2020 einzusparen, die zaudernden Staaten überzeugen, dass man es ernst meint mit dem Klimaschutz. Am Mittwoch soll das Bundeskabinett Gabriels Gesetzespakt für Klimaschutz und Energieeinsparung verabschiedet werden. Es umfasst 30 Punkte. 

USA: Launische Diva 

Die USA, derzeit noch weltgrößter Verursacher von CO2-Emissionen, haben Signale ausgesandt, die Verhandlungen über ein Abkommen nicht abzublocken. Doch Amerika, ohne das ein globaler Klimaschutz nicht möglich ist, will die Spielregeln bestimmen: US-Präsident George Bush lehnt verbindliche internationale Ziele ab, setzt auf freiwillige, variable Vorgaben und vor allem auf Technologie. Mitziehen wollen die USA aber nur, wenn auch die Schwellenländer China und Indien Emissionsziele anerkennen. 

China und Indien: Begehrt 

China wird die USA in 2008 als größter CO2-Verursacher ablösen. Auch Indiens Wirtschaft kennt derzeit kaum Grenzen. Pro Kopf aber verursacht ein Chinese oder ein Inder nur ein Bruchteil der CO2-Menge, die auf das Konto eines EU-Bürgers oder Amerikaners geht. Der Vorschlag Indiens ist: Für jeden Erdbewohner soll eine einheitliche CO2-Menge als Obergrenze festgelegt werden. Bundeskanzlerin Angela Merkel bekennt sich zu dieser Idee, die Industriestaaten tiefgreifende Veränderungen abverlangt. 

Entwicklungsländer: Opfer 

Die armen Länder sind nicht Hauptverursacher des Problems, aber am stärksten betroffen. 2001 hatten ihnen Industriestaaten 1,2 Milliarden Euro versprochen, um die Anpassung an den Klimawandel zu bezahlen. Bislang seien gerade einmal 180 Millionen Euro eingezahlt worden, heißt es. Auf Bali will Deutschland 120 Millionen Euro als Zeichen guten Willens auf den Tisch legen, finanziert aus Erlösen des Emissionshandels. 

Die Strategie 

Der große Klimabasar, auf dem mit der Währung Kohlenstoff gezahlt wird, hat also begonnen. Sigmar Gabriel glaubt weder an die 13 noch an Geister. Er setzt auf Verhandlungsgeschick: „Das Kunststück von Bali ist es, einen konkreten Auftrag zu formulieren, ohne dass China, Indien und die USA gleich zu Beginn der Verhandlungen aussteigen.” 

Der Westen.de
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Klimaschutz

Konferenz auf Bali beginnt mit Warnung vor dem Nichtstun

Nusa Dua. Mit einer eindringlichen Warnung vor den Folgen des Nichtstuns hat am Montag in Nusa Dua auf Bali die Weltklimakonferenz begonnen.

[image: image7.jpg]



Mehr als 10 000 Delegierte aus gut 180 Ländern wollen dort in zwei Wochen den Startschuss für einen Nachfolgevertrag für das Kyoto-Protokoll zur Eindämmung der Treibhausgase geben. Verhandelt wird zuvor über das genaue Mandat und einen Zeitplan. «Diese Konferenz wird mitbestimmen, ob Bali wie andere gefährdete Orte dieser Welt eines Tages ein verlorenes Paradies wird oder nicht», warnte der Chef des UN-Klimasekretariats, Yvo de Boer, bei der Eröffnung. 

Von wissenschaftlicher Seite aus seien die verheerenden Folgen des Klimawandels drastisch aufgezeigt worden, sagte der indonesische Umweltminister und Konferenzpräsident Rachmat Witoelar. Jetzt müsse gehandelt werden. ««Wir müssen den politischen Willen aufbringen», mahnte er seine Kollegen. 

Die Europäische Kommission gab das ehrgeizige Ziel aus, schon auf Bali ein konkretes Reduktionsziel für die klimaschädigenden Treibhausgase festzusetzen. Denkbar sei das Ziel, die Emissionen bis 2050 um 50 Prozent zu senken, sagte der Leiter des Klimawandel- Referats in der Kommission, Arthur Runge-Metzger, in Nusa Dua. «Es wäre sinnvoll, dem Verhandlungsprozess eine Richtung zu geben, aber wir müssen sehen, wie weit wir kommen.» Manche Entwicklungsländer fürchteten allerdings, dass dies ihr Wachstum beeinträchtigen könne. «Es ist klar, dass die Entwicklungsländer ein Recht auf Wachstum haben», sagte Runge-Metzger. Die damit verbundene Wachstumskurve bei den Emissionen müsse aber möglichst niedrig gehalten werden. 
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Die Umweltorganisation WWF forderte eine einseitige Verpflichtung der Industrieländer zu konkreten Emissionssenkungen. «Die reichen Länder können zeigen, dass es ihnen ernst ist, in dem sie in Bali eine Emissionsverringerung von mindestens 30 Prozent bis 2020 zusagen», sagte WWF-Klimaexperte Stephan Singer. Die EU hatte das in Aussicht gestellt, wenn auch andere Industrieländer mitziehen. 

Das Kyoto-Protokoll läuft 2012 aus. Der Anschlussvertrag soll spätestens 2009 unterzeichnet werden, um allen Ländern genügend Zeit für die Ratifizierung zu geben. 

Die Umweltorganisation Greenpeace bot vor dem Konferenzzentrum in schwüler Hitze einen Mitarbeiter im Eisbärkostüm auf, der ein fast sieben Meter hohes Plastik-Thermometer auf einer Weltkugel enthüllte. Es soll die Delegierten daran erinnern, dass ein Anstieg der Temperatur um mehr als zwei Grad Celsius verheerende Folgen hätte. «Wir sind hier, um sicherzustellen, dass die Regierungen einen klaren Aktionsplan beschließen, um mit dem Klimawandel fertig zu werden», sagte der Greenpeace-Klimaexperte Gavin Edwards. (dpa) 

NRZ
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Weltklimagipfel in Bali

Klimawandel als Sicherheitsrisiko

Jan Jessen 

Die Erde wird ein konfliktträchtigerer Ort, wenn die Temperaturen weiter steigen – Verteilungskämfe werden zunehmen
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ESSEN. Nachdem Hurrikan Katrina gewütet hatte, brach in New Orleans die öffentliche Ordnung zusammen. Bewaffnete Banden machten die Straßen unsicher, Geschäfte wurden von Katastrophenopfern geplündert, die von der Regierung schmählich im Stich gelassen worden waren. Erst durch den Einsatz der Nationalgarde konnte die Ordnung wieder hergestellt werden. Was sich im August 2005 vor einer fassungslos zuschauenden Weltöffentlichkeit abspielte, könnte nach Ansicht von Experten nur ein Vorgeschmack auf kommende Ereignisse sein: Der Klimawandel wird von zahlreichen Wissenschaftlern als Gefahr für die globale Sicherheit angesehen. 

Potenzial, die Welt zu destabilisieren

Stürme wie Katrina mit ihren katastrophalen Folgen werden durch die globale Erwärmung in Zukunft zunehmen, ebenso andere „extreme” Wetterereignisse; zugleich werden immer mehr Menschen unter Wasser- und Nahrungsmittelknappheit leiden. Es drohen, so warnten erst kürzlich das „Zentrum für eine neue amerikanische Sicherheit” und das „Zentrum für strategische und internationale Studien” in einem gemeinsamen Bericht, in Zukunft weltweite Konflikte um die immer knapper werdenden Ressourcen. „Die globale Erwärmung hat das Potenzial, die Welt zu destabilisieren”, prophezeiten die Ersteller der Studie.

Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung für globale Umweltveränderungen (WBGU) kommt in seinem Gutachten „Sicherheitsrisiko Klimawandel” zu ähnlich alarmierenden Ergebnissen. Durch Umweltkrisen wie Dürren, Wasserknappheit und Bodendegration (also der Abnahme fruchtbaren Landes) würden „Landnutzungskonflikte” verstärkt. Zwar werde das nicht zu klassischen zwischenstaatlichen Kriegen, sehr wohl aber zu einer Zunahme von „Zerfalls- und Destabilisierungsprozessen mit diffusen Konfliktstrukturen und Sicherheitsbedrohungen” führen, prognostizieren die Forscher des WBGU. 

Sprich: Insbesondere in ohnehin schon schwachen Staaten in Afrika und in Zentralasien, droht durch den Klimawandel die gesellschaftliche Ordnung völlig zu zerbröseln. Krisen in solchen Ländern können aber durchaus konkrete Folgen für die nur scheinbar sicheren, weil vom Klimawandel nicht so massiv betroffenen Industriestaaten haben: Beispielsweise gefährdet laut WBGU die Gletscherschmelze im Himalaya die Wasserversorgung für Millionen von Menschen in Indien, Pakistan und Bangladesch, außerdem sei die Region durch Veränderungen des Monsuns, den Meeresspiegelanstieg und eine Zunahme von Wirbelstürmen betroffen. Das erhöhe „das gesellschaftliche Konfliktpotenzial in der Region”, so der WBGU. Eine Destabilisierung einer Nation wie Pakistan, die im Besitz von Atomwaffen ist, kann indes nicht im Interesse der Weltgemeinschaft sein. 

Außerdem werden sich die reichen Länder des Nordens nach Einschätzung der Experten zukünftig auf größere Flüchtlingsströme einstellen müssen. Menschen, die in ihrer Heimat von Hungertod oder Naturkatastrophen bedroht sind, werden zu Umweltflüchtlingen. Was schon jetzt in Europa als Problem wahrgenommen wird, könnte sich in Zukunft massiv verschärfen: „Migration könnte mit ungebremst steigenden globalen Temperaturen zu einem der großen Konfliktfelder der künftigen internationalen Politik werden”, so der WBGU. 

Und nicht zuletzt könnten sich neue Konfliktlinien in der Weltpolitik auftun: Nämlich zwischen den Ländern, die besonders unter dem Klimawandel leiden müssen, also vor allem die Entwicklungsländer, und den reichen Industriestaaten, die als Hauptverursacher des weltweiten Treibhausgas-Ausstoßes für den Klimawandel die größte Verantwortung tragen. 

Das Fazit der Forscher des Wissenschaftlichen Beirats: Eine wirksame Klimapolitik wird „in den kommenden Jahren zu einer zentralen präventiven Sicherheitspolitik”. 

Der Westen.de
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Klimaschutz

Musterschüler Deutschland
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Berlin/Bali. Mit einem umfassenden Paket zum Klimaschutz strebt Berlin eine internationale Vorreiterrolle Deutschlands im Kampf gegen den Klimawandel an. Umweltschützer werfen den Industrienationen auf der Klimakonferenz in Bali mangelndes Engagement vor.

«Die Bundesregierung bietet als deutschen Beitrag für ein internationales Klimaschutzabkommen nach 2012 an, die Emissionen bis 2020 um 40 Prozent unter das Niveau von 1990 zu reduzieren», heißt es in einem 86-seitigen Kabinettsbericht für ein Integriertes Energie- und Klimaprogramm, der der «Passauer Neuen Presse» vorliegt. Das Energie- und Klimaprogramm der Bundesregierung setze «weltweit Maßstäbe» und sei «einer modernen Volkswirtschaft angemessen». 

Das Programm, das am Mittwoch vom Bundeskabinett beschlossen und von Bundesumweltminister Sigmar Gabriel (SPD) offiziell vorgestellt werden solle, umfasse Einzelmaßnahmen in 29 Bereichen und sei zum Teil mit konkreten Gesetzes- und Verordnungsentwürfen unterlegt. Ab 2010 wolle die Bundesregierung alle zwei Jahre einen Bericht zur Wirkung der Maßnahmen vorlegen. 

Reform der Kfz-Steuer geplant 

Teil des Programms seien Eckpunkte für eine Umstellung der Kfz-Steuer auf CO2-Basis, die für alle ab dem 1. Januar 2009 erstmals zugelassenen Pkw «in Betracht» komme, berichtete die Zeitung weiter. «Ein CO2-Freibetrag von nicht höher als 100 g/km» könne von der Besteuerung ausgenommen werden. Befristete Steuerbefreiungen würden auch für (Neu-)Fahrzeuge erwogen, die «vorzeitig allen Anforderungen künftiger Abgasnormen entsprechen». 

Ehrgeizige Ziele bei erneuerbaren Energien 

Die Bundesregierung setzt dem Bericht zufolge außerdem auf den Ausbau erneuerbarer Energien und auf Stromerzeugung mit hocheffizienter Kraft-Wärme-Kopplung. Bis zu 30 Prozent des Stroms solle bis zum Jahr 2020 aus erneuerbaren Energien stammen etwa aus Windparks auf hoher See. 

Umweltschützer: Industrienationen zeigen zu wenig Einsatz 

Deutschland könnte mit seinem ehrgeizigen Klimaschutzprogramm allerdings allein auf weiter Flur bleiben. Umweltschützer äußerten nach dem ersten Tag der Weltklimakonferenz auf Bali Sorge über das Engagement führender Industrienationen. Die japanische Delegation habe in ihrem ersten Redebeitrag mit keinem Wort die Notwendigkeit verbindlicher Ziele für die Reduzierung von Emissionen erwähnt, sagte Kyoko Kawasaka von der japanischen Umweltorganisation Kiko-Netzwerk am Dienstag in Nusa Dua. Steven Guilbeault von der kanadischen Gruppe Equiterre kritisierte das G8-Land Kanada, das sich auf Bali auch nicht für verbindliche Emissionsgrenzen einsetzt.

Wenn die Industrieländer hier keine Führungsrolle übernehmen, wer dann?», fragte Kawasaka. Auf Bali soll der Startschuss für einen neuen weltweiten Klimaschutzvertrag fallen. Er soll sich an das Kyoto-Protokoll anschließen, das 2012 ausläuft. Was genau darin steht, soll erst in den nächsten zwei Jahren verhandelt werden. Allerdings fordern Umweltschützer möglichst konkrete Vorgaben aus Bali. 

Die Entwicklungs- und Schwellenländer sind gegen verbindliche Emissionsgrenzen, weil sie fürchten, dass diese ihr Wirtschaftswachstum behindern könnten. Die USA, die als einziges Industrieland das Kyoto-Protokoll mit verbindlichen Reduktionszielen für Industriestaaten ablehnen, schlagen auch nur freiwillige nationale Reduktionsziele vor. Die Europäische Union will dagegen schon in Bali das Ziel festschreiben, die Treibhausgase bis 2050 um 50 Prozent zu reduzieren. (afp/dpa)
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Entscheidung

Bundeskabinett beschließt Klimaschutz-Paket

Berlin. Die Bundesregierung hat kurz vor der heißen Phase der UN-Klimakonferenz in Bali grünes Licht für ihr Klimaschutz-Paket gegeben.

Damit will sie den Kampf gegen den Klimawandel verschärfen. Das Kabinett beschloss am Mittwoch in Berlin zunächst ein Bündel von 14 Maßnahmen, mit denen Verbraucher und Wirtschaft stärker Energie sparen und die erneuerbaren Energien ausgebaut werden sollen. Über einige Gesetze und Verordnungen soll erst im Mai kommenden Jahres entschieden werden. Dazu gehört die Umstellung der Kfz-Steuer vom Hubraum auf den Ausstoß von Kohlendioxid. 

Mit dem ersten Teil des Pakets sollen die Energie-Anforderungen an Gebäude von 2009 an verschärft werden. Der Anteil des Stroms aus Sonne, Wind und Biomasse soll bis 2020 von rund 13 auf bis zu 30 Prozent steigen. Auch die gemeinsame Nutzung von Strom und Wärme (Kraft-Wärme-Kopplung) in Anlagen wird ausgebaut. Der Anteil der Biokraftstoffe wird ebenfalls gesteigert. 

Die Frage einer Mietminderung bei fehlender Modernisierung durch Vermieter ist nach dpa-Informationen weiter offen. Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) warf der Regierung vor, dass «viele heiße Eisen» wie ein generelles Tempolimit auf Autobahnen nicht angepackt würden. (dpa) 
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Es wird mühsam

Lothar Klein

Nach langem Klima-Clinch zwischen Wirtschafts- und Umweltressort hat die schwarz-rote große Koalition ein Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht, mit dem Union und SPD unter Beweis stellen, dass sie auch ohne die Umweltpartei grüne Politik schreiben ...

... können. 

Die 15 Gesetze und Verordnungen können sich unterm Strich sehen lassen. Mehr jedenfalls hatte auch die Vorgängerregierung nicht zu bieten. Andererseits ist das Klimapaket bei weitem nicht so rekordverdächtig wie die Zielmarke, 40 Prozent CO2-Verringerung bis zum Jahr 2020, schönfärbend glauben machen will. 18 Prozent davon sind schon erreicht und im Kyoto-Protokoll längst zugesagt. Übrigens: Die Hälfte der bisherigen CO2-Ersparnis geht auf das Konto des wirtschaftlichen Ruins der DDR. Dahinter steckt keine Umweltpolitik. Umso mühsamer wird jetzt die zweite Wegstrecke. Von heute an gerechnet muss Deutschland in den nächsten 12 Jahren den Ausstoß des Klimakillers Kohlendioxid um 22 Prozent verringern - deutlich mehr als bisher geschafft wurde. Dafür müssen vorhandene Effizienzreserven in der Energieerzeugung und im privaten Energieverbrauch herausgepresst werden. 

Ein Rätsel bleibt aber, wie Klima-Kanzlerin Merkel ihr nächstes Ziel erreichen will: Bis zum Jahr 2050 soll der Pro-Kopf-CO2-Ausstoß in Deutschland auf ein Fünftel der heutigen Menge sinken. Das lässt sich mit dem Ausbau erneuerbarer Energien und Energiesparprogrammen nicht mehr verwirklichen. Auf Klimakonferenzen wie in Bali lässt sich mit solchen Versprechen vielleicht Eindruck schinden. Mit Klima-Science-Fiction kann man Gletscher aber nicht retten. Notwendig dafür ist die weltweite Bündelung von Ingenieurwissen und Energieforschung. Nur wenn es gelingt, die Energieerzeugung auf eine nicht-fossile Basis zu stellen, gibt es einen Ausweg aus dem Klimawandel. Weil ernsthaft niemand zurück in die Steinzeit will, ruht die Hoffnung auf der Technik. 

NRZ
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Grund zur Bescheidenheit

FRANK STENGLEIN

BALI. Geschichte und Komplexität des Weltklimas zeigen, wie schwer Prognosen sind und wie wenig man über Verursacher weiß.

ESSEN. In einem Punkt sind sich die meisten einig: Klimawandel hat es auf dieser Erde schon immer gegeben, und so wird es bleiben bis in alle Ewigkeit. Das Klima änderte sich, lange bevor die Menschen und ihre Emissionen handelnd auftreten konnten, es erwies sich oft als unberechenbar und ist jedenfalls von Faktoren abhängig, die bei Weitem nicht alle entschlüsselt sind. Dies mag erklären, weshalb gerade unter Geologen, Umwelthistorikern und Meteorologen viele befremdet sind über die derzeitige Stimmung. Sie wundern sich über steile Thesen von Physikern und Mathematikern, die mit ihren Zahlen-Kolonnen nahezu unangefochten die Debatte beherrschen und genau zu wissen scheinen, wie sich das Klima bis weit ins nächste Jahrhundert entwickeln wird. 

"Computer-Simulationen bilden Erwartungen ab" 

Auf Simulations-Basis fordert die Klimaforscher-Mehrheit Billionen-Ausgaben, um das vermeintliche Verhängnis zu stoppen. "Seriöse Wissenschaftlicher sollten sich hüten, in die Rolle des Nostradamus zu schlüpfen", schreibt dazu stellvertretend für viele Skeptiker der Historiker Wolfgang Behringer in seinem Buch "Kulturgeschichte des Klimas" (C.H.Beck-Verlag). "Computersimulationen sind nicht besser als die Prämissen, unter denen die Daten eingegeben werden, sie bilden Erwartungen ab, nicht Zukunft." 

Tatsächlich hätte die Klimaforschung Grund zu mehr Bescheidenheit. Noch bis in die späten 1970er Jahre befürchteten namhafte Vertreter nicht etwa eine globale Erwärmung, sondern ganz im Gegenteil eine neue Eiszeit. Zeitgeistgemäß gab es kuriose technokratische Gedankenspiele bis hin zu Atom-Explosionen, die den Siegeszug der Kälte irgendwie stoppen sollten. Wer mag, kann hier Parallelen ziehen zu jener Weltrettungs-Hybris, zu der sich mancher Wissenschaftler derzeit berufen fühlt. 

Grundlage für die Eiszeit-Erwartung war die zwischen 1944 und 1975 sinkende Durchschnittstemperatur, die in Mitteleuropa relativ harte Winter und regenreiche, kühle Sommer zur Folge hatte. Dass dies mitten in der Hochindustrialisierung mit ihrem wachsenden CO2-Ausstoß geschah, widerspricht den gängigen Klima-Theorien. Für Behringer gehört das 30-jährige Intermezzo zu den Teilen des Klimapuzzles, die vor zu flotten Folgerungen in Richtung einer linearen Erd-erwärmung warnen sollten. 

Historisch waren es die Warmphasen, die den Menschen gute Zeiten und die Abkühlungen, die Not und Elend brachten. Das sogenannte "Klimaoptimum" des Hochmittelalters zwischen 1000 und 1300 n. Chr. führte zum Aufblühen der europäischen und auch der nahöstlichen Hochkulturen - ein positiver Klimawandel. Der bis nach England und Norwegen vorgedrungene Weinbau und der Ackerbau auf Grönland sind Belege für die gegenüber heute viel höheren Temperaturen. Es gab deutlich weniger Hungersnöte und Seuchen als in der dann folgenden "kleinen Eiszeit", in der die Welt harte, auch klimabedingte Krisen durchlitt. 

Ein unangenehmer religiöser Unterton 

Schon damals machten Bußprediger übrigens die "Sünden der Menschen" für die Verschlechterung verantwortlich. Immerhin wird man heute keine Hexenverbrennungen mehr befürchten müssen. Auch die aktuelle Klimadebatte hat indes längst einen unangenehmen religiösen Unterton, wie sie Weltrettungs-Projekten zu allen Zeiten innewohnte. 

Generell ist der Mensch ein wärmeliebendes Wesen ist, was man in diesen Wochen wieder sieht, da viele klimabesorgte Mitteleuropäer der Kühle per Flugzeug nach Süden zu entfliehen trachten. Ein anthropologisch eingebrannter Reflex. Würde eine Eiszeit auf uns zurollen, so Behringers These, müsste man sich mehr Sorgen machen als bei einer Erwärmung - es sei denn, diese geriete völlig außer Kontrolle. 

Dafür spricht indes nicht viel und einzelne Apokalyptiker sind noch kein Gegenbeweis. Nimmt man die Szenarien des UN-Weltklimarates (IPPC), dann ist bis zum Jahr 2100 eine Erwärmung zwischen zwei und viereinhalb Grad zu erwarten. In welchen Teilen der Welt dies passiert, wie es sich regional konkret auswirkt und ob es überhaupt so kommt, all dies weiß zur Stunde kein Mensch. "Wir wissen einfach zu wenig", resümiert der Umweltjournalist Dirk Maxeiner. 

Die "Klima-Skeptiker" wollen niemanden davon abhalten, möglichst wenig CO2 zu emittieren. Das ist in jedem Fall richtig. Sie warnen aber vor einem Omnipotenz-Denken. "Es gibt Leute, die glauben - und viele sitzen in sehr bedeutenden Forschungszentren -, dass man das Klima modellieren kann. Ich glaube das nicht", meint der Mathematiker und Chaosforscher Heinz Otto Peitgen. Womöglich ist es sinnvoller, die begrenzten Energien zu nutzen, um mit dem Klima irgendwie umzugehen und sich so gelassen wie möglich auf Änderungen einzustellen. 

Diese müssen nicht zwingend alle negativ sein. Wolfgang Behringer hält überdies einen Trost bereit: Uns heutigen Menschen stehen dank der Technik unendlich mehr Anpassungs-Möglichkeiten zur Verfügung als unseren unglücklichen Vorfahren. (NRZ) 
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Ehrgeizige Ziele

PETER HAHNE

UMWELT. Deutschland soll globaler Vorreiter Im Klimaschutz werden - die Bundesregierung schnürt dazu ein umfangreiches Paket.
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BERLIN. Passend zur Klimakonferenz in Bali beschließt das Bundeskabinett in Berlin heute ein umfassendes Klimaschutzprogramm, dessen Grundlagen SPD und Union bereits im Sommer bei einer Kabinettsklausur im brandenburgischen Meseberg gelegt haben. In den "Eckpunkten für ein integriertes Energie- und Klimaprogramm" sind 29 weitreichende Maßnahmenbündel versammelt, mit deren Hilfe die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 gesenkt werden sollen. Deutschland will damit in Bali ein Beispiel geben. 

Umweltverbände kritisieren Vorgaben als zu lasch 

Das Umweltministerium bezeichnet das Paket als das "ehrgeizigste und umfassendste Projekt zum Klimaschutz, das in der Bundesrepublik jemals verabschiedet wurde". Umweltverbände wie Greenpeace hingegen halten die Vorgaben nach wie vor für zu lasch - und beziffern die mögliche CO2-Reduktion mit allenfalls 30 Prozent. Ihre Kritik: Vor allem die Energieerzeuger und die Wirtschaft würden nicht hart genug rangenommen. 

Die Regierung gesteht zu, dass das Programm allein "nur" rund 35 Prozent schaffe und weitere Anstrengungen erforderlich seien, um die Zielmarke 40 zu erreichen. Klar ist auch, dass die tatsächliche Minderung davon abhängen wird, wie die teils noch schwammigen Eckpunkte und Absichtsbekundungen in konkrete Gesetze gegossen werden. 

Den größten Streit um einzelne Maßnahmen liefern sich Wirtschaftsminister Michael Glos (CSU) und Umweltminister Sigmar Gabriel (SPD). Während Glos nicht müde wird, auf Belastungen für Wirtschaft, Verbraucher und Hausbesitzer hinzuweisen, hat Gabriel beim Umweltbundesamt eine Studie in Auftrag gegeben, wonach die Deutschen langfristig sogar fünf Milliarden Euro jedes Jahr sparen werden. 

Beschließen wird das Kabinett heute folgendes: 

Verkehr: Mit der sogenannten "CO2-Strategie Pkw" will sich die Bundesregierung unter Berücksichtigung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Oberklassenhersteller in Brüssel dafür einsetzen, dass die durchschnittlichen Emissionen neuer Fahrzeuge bis 2012 auf 130 Gramm CO2 je Kilometer sinken (heute: 164 Gramm). Über die steuerliche Behandlung von Dienstwagen soll erst nach einem Beschluss der EU-Kommission entschieden werden. 

Um dem Ziel näher zu kommen, dürfte sich die Kfz-Steuer ab 2009 für alle Neufahrzeuge nach dem Schadstoffausstoß bemessen - statt wie heute nach dem Hubraum. Stinker zahlen dann mehr, saubere Autos weniger, wobei jedes zusätzliche Gramm CO2 gleich hoch besteuert werden soll (linearer Steueranstieg). Besonders schadstoffarme Fahrzeuge wie der Smart CDI oder ein Polo Blue Motion mit weniger als 100 Gramm CO2-Ausstoß je Kilometer könnten nach einem Vorschlag des Finanzministeriums ganz von der Steuer befreit werden. Weil die Steuereinnahmen für den Staat aber nicht sinken dürfen, müssten Umweltsünder freilich noch mehr zahlen. Entschieden ist aber noch nichts. 

Ferner plant Berlin eine verstärkte Nutzung von Biokraftstoffen sowie eine verbraucherfreundliche Kennzeichnung von Neuwagen. Autokäufer sollen künftig sofort erkennen können, ob sie einem Öko-Auto oder einer Dreckschleuder gegenüberstehen. Die Lkw-Maut soll zudem stärker nach den Emissionskassen der Brummis differenzieren. An den Flughäfen München und Frankfurt startet am 1. Januar zudem eine Testphase, in der die Landeentgelte der Flugzeuge nach deren Schadstoffausstoß bemessen werden. Und schließlich will der Staat zusammen mit den Autokonzernen die Forschung für Elektroantriebe und Brennstoffzellen vorantreiben. 

Wohnhäuser und öffentliche Gebäude: Das größte Potenzial zum Energiesparen und zur Senkung von CO2-Emissionen schlummert im Gebäudebereich. "Ab dem Jahr 2020 soll die Wärmeversorgung möglichst weitgehend unabhängig von fossilen Energieträgern sein", lautet das ehrgeizige Ziel der Bundesregierung. 

Konkret: Wenn es irgendwie geht, werden neue Häuser dann nur noch mit Solarenergie, Biomasse oder Geothermie beheizt. Zusätzlich stellt Berlin jedes Jahr rund 700 Millionen Euro für die energetische Sanierung von Altbauten bereit. Weitere 200 Millionen fließen an die Kommunen, um öffentliche Einrichtungen wie Schulen und Kitas umweltfreundlich zu sanieren. Bundesgebäude erhalten bereits seit 2006 jedes Jahr 120 Millionen Euro für bessere Dämmungen oder Heizanlagen. 

Insgesamt soll der Anteil erneuerbarer Energien am Wärmeverbrauch von heute sechs auf 14 Prozent im Jahr 2020 steigen. Auch kleinere Maßnahmen wie eine zeitgenauere Messung des Stromverbrauchs in Privathaushalten und eine Änderung der Verteilungsschlüssel für die Berechnung der Heizkosten in der Nebenkostenabrechnung von Mietern sollen den Energieverbrauch drosseln. 

Kraftwerke: Die deutschen Kraftwerke sollen ebenfalls sauberer werden. Weil der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) "bislang nicht in dem erforderlichen Umfang stattgefunden" habe, müsse der Anteil der Abwärme erzeugenden Kraftwerke bis 2020 auf ein Viertel verdoppelt werden, meint das Kabinett. Erreicht werden soll dies unter anderem mit einer Fortführung der Förderung von 750 Millionen Euro pro Jahr. Erneuerbare Energien sollen bis 2020 ihren Anteil an der Stromproduktion auf 25 bis 30 Prozent steigern (heute: 13 Prozent). 

Die genauen Maßnahmen für die einzelnen Energieträger müssen indes 2008 noch in der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) festgezurrt werden. Und schließlich will die Bundesregierung "durch geeignete Rahmenbedingungen" erreichen, dass "schnellstmöglich" zwei Kohlekraftwerke gebaut werden, die CO2 abscheiden und speichern können. (NRZ) 
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NRW findet den Ländertest absurd

KLIMASCHUTZ. Kohlekraftwerke bringen das Land in Argumentationszwang. Aber bei Niedrigenergiehäusern und Dämmung steht es gut da.

DIETER SCHNEIDER

AN RHEIN UND RUHR. „Paradox ist die Lage in Nordrhein-Westfalen", wundern sich die Autoren im Schlusskapitel des großen Klima-Ländertests der Zeitschrift Geo. „Die CDU-Regierung hat kein Klimaschutzkonzept - trotzdem erzielt sie dort, wo es um konkretes Handeln geht, gute Ergebnisse." Insgesamt stellen die Geo-Tester NRW jedoch kein gutes Zeugnis aus: Platz 12 hinter Niedersachsen. Unter den

größeren Flächenländern kommen nur Hessen und das Schlusslicht Rheinland-Pfalz schlechter weg. Dass das weite Natur- und Bauernland Mecklenburg-Vorpommern Sieger im Ländertest ist - geschenkt. Aber Bayern (Platz 4) und Baden-Württemberg (7) liegen gut im Rennen (siehe nebenstehenden Artikel). Das schmerzt.

Vor allem den Gesamtverband Steinkohle in Essen, denn die Energieträger, Verbrauch und Effizienz haben das größte Bundesland im ersten Versuch eines Klimavergleichs ins Hintertreffen gebracht. „Absurd", findet Verbandssprecher Andreas-Peter Sitte, weil „elementare volkswirtschaftliche Zusammenhänge ignoriert" würden, etwa die Tatsache, dass in NRW-Kohlekraftwerken auch viel Power für andere Länder erzeugt werde.

Bei erneuerbaren Energien im Mittelfeld

Dem nach wie vor mächtigen und exportorientierten Industriestandort könne man schlechterdings nicht zum Vorwurf machen, dass es Energieland Nr. 1 wie auch Investitionsstandort Nr. 1 für ausländische Investoren sei, regt sich der Steinkohle-Sprecher auf. Schließlich werde zugleich an allen relevanten Klimaschutz-zielen gearbeitet.

Das haben die Geo-Tester inmonatelanger Recherche über die Nordrhein-Westfalen herausgefunden: Sie haben einen hohen Flächenverbrauch für Straßen- und Wohnungsbau; sie fliegen durchschnittlich viel; sie sind beim Energieverbrauch Durchschnitt; sie dämmen überdurchschnittlich viel und stehen beim Bau von Passiv- und Niedrigenergiehäusern sehr gut da (Platz 3). Dagegen ist die Versorgung mit Wärmepumpen noch verbesserungswürdig - ein Platz für NRW im Mittelfeld, wie auch bei der Einspeisung von erneuerbaren Energien aus Wind, Sonne, Biomasse und Wasserkraft. Güter sind auf Straße, Schiene und Wasser besser verteilt als in anderen Bundesländern (Platz 5).

Gar nicht so schlecht? Richtig negativ wird der Test, wenn es um den CO2-Ausstoß (gemessen von 1990 bis 2004); um die Effizienz der Kohlekraftwerke und die mangelnde Kraft-Wärme-Kopplung geht. Mit seinem veralteten Kraftwerkspark (Stein- und Braunkohle, keine Kernenergie) landet NRW in der Leistungsbilanz auf dem letzten Platz. Auch der Rückgang der CO2Emissionen über die 15 Jahre des Vergleichszeitraums ist mit sieben Prozent eher mäßig.

Doch NRW setzt auch in Zukunft auf Kohle. „Ehrlicherweise" hält die Landesregierung allen Kohlekritikern entgegen, dass es einen sicheren und kostengünstigen Energiemix ohne Kohleverstromung nicht geben könne, „und zwar da, wo sie liegt". Mit einem Kraftwerkserneuerungsprogramm will das Land bis 2020 rund 30 Millionen Tonnen Kohlendioxid jährlich einsparen. Joachim Neuser, Sprecher des im Klimaschutz federführenden Wirtschaftsministeriums: „Wir üben erheblichen Druck auf die Energieversorger aus, dass sie alte durch neue effiziente Kraftwerke ersetzen." Das sei keine 'bloße Ankündigungspolitik, vielmehr werde der Betreiber zur Schließung von Altanlagen rechtlich gezwungen - zum Beispiel beim Braunkohlenkraftwerk Neurath, das am morgigen Samstag zum Protestziel vieler Kohlekraftwerksgegner wird.

Gebäudesanierung bringt Arbeitsplätze

Alt gegen Neu, das ist die zentrale Glaubwürdigkeitsprüfung; höhere Effizienz, weniger CO2, mehr Kraft-WärmeKopplung. Laut Neuser entstehen in NRW 12 bis 13 neue Kraftwerke bzw. Kraftwerksblöcke, davon zwei Gaskraftwerke. Um Zahlen und Nutzwerte wird gestritten.

Zum Konzept befragt, sagt Neuser: „Sparen, sparen, sparen" beim Energieverbrauch -ein leidiges Thema für jedermann und eine ständige Quelle tiefer Zweifel. Unter den erneuerbaren Energien betont die Landesregierung die Erfolge der Erdwärme: Anteil der Wärmepumpenförderung von drei auf zehn Prozent gesteigert, mehr sei möglich, nach fünf bis sieben Jahren habe man „fast kostenlose Energie", gutes Gewissen, gutes Klima. Viel Potenzial und 50 000 mögliche Arbeitsplätze werden noch bei der Altbausanierung gesehen.

NRW beim Klimaschutz abgehängt? Das will sich niemand nachsagen lassen. Nur muss man es hinkriegen, Wachstum und Klimaschutz mit einer erneuerten Kohlepolitik im kollektiven Bewusstsein zu verankern. (NRZ)
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Weltklimakonferenz

US-Position auf Bali unbewegt

Nusa Dua. Die rasche Zerstörung des Regenwalds am Amazonas hat dramatische Folgen für das Weltklima. Waldzerstörung und Klimawandel beschleunigen sich nach einer Studie der Umweltstiftung WWF gegenseitig und verursachen einen gefährlichen Teufelskreis.

Wenn nichts getan werde, könne einer der wichtigsten Stabilisatoren des Weltklimas bis 2030 zu 55 Prozent zerstört sein, warnte der WWF-Bericht, der am Donnerstag bei der Weltklimakonferenz auf Bali vorgestellt wurde. Das habe Konsequenzen für den Niederschlag in tausenden Kilometern Entfernung. 

Warnung vor Regenwaldzerstörung 
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Zerstörter Regenwald im Amazonasgebiet. (Foto: AFP) 

Viehrancher im Amazonasgebiet brennen den Wald ab, um Weideplätze zu schaffen. Weil die Temperaturen durch den Klimawandel gestiegen sind, sind die Wälder dem Bericht zufolge aber trockener als früher und die Brände geraten immer öfter außer Kontrolle. Damit setze sich der Teufelskreis in Gang. Der Wald verwandelt Sonnenenergie durch Verdunstung in Wasserdampf, der in Form von Wolken den Wasserkreislauf versorgt. Das Wasser, das aus diesen Wäldern über den Amazonas in den Atlantik fließt, umfasst nach WWF-Angaben 15 bis 20 Prozent des weltweiten Süßwasserabflusses. Durch die Zerstörung von 55 Prozent des Waldes würden bis 2030 bis zu knapp 100 Milliarden Tonnen klimaschädigendes CO2 freigesetzt. Das ist so viel, wie die gesamte Welt in zwei Jahren an Treibhausgasen produziert. 

Unterdessen redeten mehr als 100 der weltführenden Klimaforscher den Verhandlern bei der Klimakonferenz Gewissen und mahnten deutliche Emissionsreduzierungen an. «Es ist keine Zeit zu verlieren», betonten die Wissenschaftler. Unter den Forschern sind zahlreiche Autoren des Weltklimareports, der in diesem Jahr die Welt alarmiert hat. Zu den deutschen Unterzeichnern gehören der Direktor am Max-Planck-Institut für Meteorologie in Hamburg, Martin Claussen, und der Leiter des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung, Hans Joachim Schellnhuber. 

Um die Klimakatastrophe zu verhindern, müsse der Temperaturanstieg unter zwei Grad gehalten werden. Dafür müssten die Emissionen bis 2050 um mindestens 50 Prozent unter das Niveau von 1990 gebracht werden. «Als Wissenschaftler rufen wir die Verhandlungsdelegationen dringend auf, eine Einigung zu erzielen, die von diesen Zielen als Grundvoraussetzung für ein faires und effektives globales Klimavertrag ausgeht», schrieben die Wissenschaftler. 

USA wird ihre Position nicht ändern 

Die EU hat diese Ziele bereits. Die deutsche Delegation strebt danach, schon auf Bali eine verbindliche Reduzierung der Treibhausgase der Industrieländer um 25 bis 40 Prozent bis 2020 festzuschreiben. Die USA sind dagegen. «Wir werden unsere Position nicht ändern», sagte der Leiter der US-Delegation, Harlan Watson. Die Verhandlungen über den Inhalt des Vertrags sollten schließlich bis 2009 dauern. «Wir müssen ja nicht gleich zu Anfang diese Nummernspielchen spielen», sagte er. 

Die Industrieländer sind sich im Klaren, dass die bislang zur Verfügung gestellten Mittel für Anpassungsmaßnahmen in den bereits vom Klimawandel betroffenen Ländern bei weitem nicht ausreichen. «Wir wissen, dass der Anpassungsbedarf aus den bestehenden Fonds nicht gedeckt werden kann», sagte ein Mitglied der deutschen Delegation. Es müssten weitere Finanzierungsmöglichkeiten gefunden werden, etwa aus dem Erlös von Versteigerung von Verschmutzungszertifikaten. Bislang speist sich der Fonds für Anpassungsmaßnahmen aus einer zweiprozentigen Gebühr auf bestimmte Verschmutzungszertifikate. Die Verschmutzer können damit den Entwicklungsländern Umwelttechnik geben und so ihre Klimaschutzauflagen teilweise erfüllen. (dpa)

Zum Aufruf der Forscher:    www.climate.unsw.edu.au/bali 
Der Westen.de





Freitag 07.12.2007

Das Wort des Jahres 2007

«Klimakatastrophe»

Wiesbaden. Das Wort des Jahres ist «Klimakatastrophe». Diese Wahl gab die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) am Freitag in Wiesbaden bekannt.

«Klimakatastrophe zeigt die Richtung, die der Klimawandel annimmt», sagte der GfdS-Experte Gerhard Müller. Auf Platz zwei setzte die Jury «Herdprämie», einen Schlüsselbegriff der Diskussion um die Kinderbetreuung. Die Debatte um den Nichtraucherschutz brachte «Raucherkneipe» auf Platz drei. Der Rummel um den Berliner Eisbären Knut fand seinen Ausdruck zum Abschluss der Zehnerliste: «Alles wird Knut». 

(…)
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Deutschland auf Platz zwei beim Klimaschutz

NUSA DUA. Gute Noten für Deutschland beim Klimaschutz: In einer Studie, die den Treibhausgasausstoß und die Klimaschutzpolitik bewertet, hat die Bundesrepublik sich fast an die Spitze vorgearbeitet. Nur Schweden ist besser. Das geht aus dem Klimaschutzindex hervor, den die Umweltorganisation Germanwatch gestern bei der Weltklimakonferenz auf Bali vorstellte. „Was die Politik angeht, kommt Deutschland sogar auf den ersten Platz", sagte Jan Burck von Germanwatch. Insgesamt untersuchte die Organisation 56 Länder, die zusammen 90 Prozent der Treibhausgase produzieren. Die schlimmsten Klimasünder waren Saudi-Arabien (Platz 56), die USA (55) und Australien (54). (dpa)
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Ein schwacher Trost

RÜDIGER OPPERS

Die "Klimakatastrophe" und der Wandel

Die Wahl war so überraschend wie ein Sieg von Bayern München. "Klimakatastrophe" ist das Wort des Jahres. Glückwunsch. So unbedeutend diese Kür auch ist, sie macht deutlich, "Öko" ist in Mode gekommen. Globaler Umweltschutz wird zusehends Teil der Popkultur. Mittlerweile rocken sogar Weltstars nicht mehr gegen den Hunger, sondern für den Erhalt der Erde, als ob man die apokalyptischen Reiter schon gesichtet hätte. Ikone dieses Kults ist Al Gore.Die wundersame Wandlung des Beinahe-Präsidenten der USA vom Unglücksraben der Nation zum Mr. Universum der weltweiten Klimaschutzbewegung ist bezeichnend für die zunehmende Popularität des unbequemen Themas. Von Bush senior wurde Gore noch unlängst als "der salbadernde Ozon-Mann" verunglimpft. Mit der Auszeichnung durch den Friedensnobel-preis am Montag wird er endgültig über die Spötter triumphieren. 

Frappierend ist auch der Imagewandel in unserem Land. Umweltschützer waren früher Menschen, die man an ihren Jutetaschen und Gesundheitslatschen erkennen konnte. Heute ist Klimaschutz ein Massenphänomen geworden. "Öko" lässt sich vermarkten und als Medienereignis verkaufen. Am heutigen "Aktionstag für das Weltklima" wollen sich Zehntausende beteiligen. Verdunkelte Städte und Denkmäler sollen ein "Zeichen" setzen. Wofür? Solche Volksbelustigungen sind wohl ein Tribut an die Spaßgesellschaft, doch das Spektakel trägt zum Klimaschutz so viel bei wie Lichterketten zum Weltfrieden. 

Über die Zukunft der Umweltpolitik wird zurzeit in Bali entschieden und nicht am heimischen Lichtschalter. Das Schicksal des Weltklimas liegt in den Händen von Politikern, nicht von kleinen Verbrauchern. Nur wenn die Staatenlenker der größten Umweltsünder, USA, China und Russland, nicht mehr nach dem Prinzip "nach uns die Sintflut" handeln, werden andere Länder und die internationale Schwerindustrie folgen. Nur wenn nicht Minimalkompromisse verabschiedet werden, sondern die Welt zeigt, dass sie zusammenhalten kann, ist das Klima zu retten. Bis dahin ist ein "Wort des Jahres" ein schwacher Trost. 

r.oppers@nrz.de 
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Die Trägheit der Masse

UMWELT. Klimawandel und Klimaschutz sind präsenter denn je. Eine wirkliche Klimabewegung ist dagegen noch nicht in Sicht.

JAN JESSEN

ESSEN. Klimakatastrophe ist also das Wort des Jahres. Nicht sonderlich überraschend, hat der Klimawandel doch in diesem Jahr eine Aufmerksamkeit erfahren wie nie zuvor. Angefangen beim knuddeligen Symbolbären Knut über die medial genüsslich aufbereiteten Katastrophenszenarien und die Verleihung des Friedensnobelpreises an den Weltklimarat und Al Gore bis hin zu der skurril anmutenden „Licht aus"-Aktion am heutigen Weltklimatag - das Thema ist omnipräsent. Doch so sehr es die Deutschen bewegt - sie selber bewegen sich nur sehr träge.

Für breiten Protest fehlt das Angriffsziel

Für heute hat die Klima-Allianz, immerhin ein Bündnis von 80 unterschiedlichen Organisationen, darunter etliche kirchliche Verbände und alle namhaften Umweltschutzorganisationen, zu Demonstrationen in Berlin und beim Braunkohlekraftwerk Neurath bei Grevenbroich aufgerufen. Erwartet werden zusammen ganze 13 000 Teilnehmer. Schlapp im Vergleich zu den großen Demonstrationen gegen den Irak-Krieg vor wenigen Jahren oder die Anti-Atomkraft-Kundgebungen in den Siebzigern und Achtzigern.

Nicht, dass die Deutschen nicht verstünden, dass der Klimawandel bedrohlich und der Klimaschutz elementar wichtig ist: Zwei Drittel aller Bundesbürger wollen nach einer empirischen Studie der Uni Marburg, dass Deutschland eine internationale Vorreiterrolle im Klimaschutz spielt, sogar fast 90 Prozent sind für einen Umstieg auf erneuerbare Energien. Aber für eine Bewegung, die Angst, Unmut oder Protest auf die Straße trägt, fehlt schlicht das Angriffsziel, meint der Marburger Sozialwissenschaftler Prof. Udo Kuckartz: „Es gibt keinen Grund, für irgendwas auf die Straße zu gehen." Auch Christina Hering, Koordinatorin der Klima-Allianz, räumt ein, dass ihr Bündnis noch „keine richtige Protestbewegung" ist. Die Bundesregierung feiert sich derzeit einfach zu laut als Speerspitze der internationalen Klimaschutzbemühungen. Die außer- und innerparlamentarische Kritik etwa am ausbleibenden Tempolimit, der Steuerbefreiung von Flugbenzin oder dem geplanten Bau von bis zu 20 neuen Kohlekraftwerken verpufft angesichts der Erfolgsmeldungen.

Problematisch für die Klimabewegten ist auch, dass der Bevölkerung die persönliche Betroffenheit fehlt. Deutschland wird in den nächsten Jahrzehnten weder im Meer versinken, wie manche Inseln im Pazifik oder indischen Ozean, noch von Überschwemmungen heimgesucht wie die großen Deltas in Afrika und Asien, oder von einer Zunahme von heftiger Stürme bedroht, wie die Länder Mittelamerikas. Es wird voraussichtlich einfach nur fühlbar milder. „Mitteleuropa kommt ja beim Klimawandel relativ gut weg", konstatiert Christina Hering. Dass Dürren, Hungersnöte und extreme Wetterereignisse die Flüchtlingsströme in die sicheren Länder des Nordens anschwellen lassen werden, haben noch nicht viele Deutsche realisiert.

Das erklärt vielleicht auch die „Riesenlücke", die sich laut dem Marburger Wissenschaftler Kuckartz zwischen „Einstellungen und Verhaltensweisen" auftut: Die Bürger erwarten vom Staat Maßnahmen gegen den Klimawandel - die Bereitschaft, selbst etwas zu tun, etwa auf Ökostrom umzustellen, den Energieverbrauch oder gar den Lebensstandard zu senken, ist hingegen gering ausgeprägt. Sehr deutlich macht das auch eine repräsentative Umfrage des Versicherungskonzerns Arag, bei der mehr als tausend Deutsche aus der „bürgerlichen Mitte" befragt wurden. Mehr als 76 Prozent der Befragten sahen keine Veranlassung, weniger Auto zu fahren oder ihr Eigenheim für eine bessere Energieausnutzung umzubauen.

Christina Hering von der Klima-Allianz erwartet für die Zukunft nichtsdestotrotz Großes: Im Kampf gegen neue Kohlekraftwerke werde es ein „neue Bewegung geben wie die Bewegung gegen die Atomkraft". Wohl eine recht verwegene Prognose. (NRZ)
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Wenn Unternehmen eine grüne Weste anziehen

Klimaschutz. Das Eon-Gezeitenkraftwerk hat wenig Leistung und ist unter Experten umstritten.

ESSEN. Als „Greenwash" (Grünwaschen) bezeichnen kritische Organisationen wie „Lobby Control" eine Strategie, mit der sich Unternehmen ein Image ökologischer Verantwortung verschaffen wollen. In Zeiten des omnipräsenten Klimaschutzes steht Greenwash derzeit in voller Blüte. Ein beeindruckendes Beispiel dafür ist die aktuelle Werbekampagne von Eon. Der Düsseldorfer Konzern betreibt nach eigenen Angaben 20 Kohlekraftwerke in Deutschland. Darunter sind drei Braunkohlekraftwerke, die allein laut den Umweltschützern vom WWF jährlich zusammen 8,4 Millionen Tonnen des klimaschädlichen CO, ausstoßen. Die Leistung der Eon-Kohlekraftwerke beträgt nach Unternehmensangaben zusammen knapp 8000 Megawatt.

„Man hört es nicht, man sieht es nicht"

In ungefähr drei Jahren sollen an der Westküste Englands acht Megawatt dazukommen. Das verkündet uns zurzeit allabendlich ein adretter Mittdreißiger, der barfuß an irgendeinem Strand entlangstapft, an dem irgendwer ein Aquarium aufgebaut hat, in dem das Modell einer Turbine ist. Das, erklärt der junge Mann mit der Begeisterung eines Rheumadeckenverkäufers, sei ein „Gezeitenkraftwerk", das unter Ausnutzung von Ebbe und Flut Strom aus dem Meer hole. „Tolle Technik", sagt er, und blickt versonnen auf das Meer:„Man hört es nicht, man sieht es nicht."

Ein solches Kraftwerk ist unter Experten allerdings nicht ganz unumstritten. Denn mögen auch Menschen von der Stromproduktion unter Wasser nichts mitbekommen; die Bewohner des Meeres werden dies sehr wohl, meint Ulrich Claussen, Leiter des Fachgebietes Meeresschutz beim Umweltbundesamt. Der Lärm der Turbinen und elektrische Felder, die beim Durchleiten des Stroms an die Meeresoberfläche entstehen, könnten Fische irritieren, die drehenden Propeller der Turbinen Fische und Säuger verletzen oder töten.

Dass die Technik „keine Schäden an Flora und Fauna" hinterlässt, wie der Energiekonzern auf seiner Homepage verkündet - die Propeller drehen sich demnach mit nur 21 Umdrehungen pro Minute -kann auch Hans-Ulrich Rösner nicht glauben. Er ist Leiter des Wattenmeerprogramms des WWF: „Keine Schäden? Das ist auf keinen Fall haltbar." Allerdings bezeichnet es Rösner als prinzipiell richtig, eine solche alternative Technik zur Energiegewinnung auszuprobieren - man müsse aber abwägen, welche Schäden in Kauf genommen werden könnten.

Bis 2011 plant Eon laut Energieverband den Bau zweier neuer Steinkohlekraftwerke mit einer Kapazität von 2150 Megawatt, gegen die sich das Gezeitenkraftwerk äußerst bescheiden ausnimmt. Die werden allerdings nicht im Fernsehen beworben. (jes/NRZ)
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